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§ 48
(1) Bei einer Verurteilung wegen eines Verbrediens kann 

das Gericht zur Verhütung erneuter Straffälligkeit zusätzlich 
auf die Zulässigkeit staatlicher Kontrollmaßnahmen durch die 
Organe der Deutschen Volkspolizei erkennen, wenn
1. der Täter bereits wegen eines Verbrechens bestraft ist;
2. die Würdigung seiner Tat und Persönlichkeit ergibt, daß 

nach Verbüßung der Strafe eine ordnungsgemäße Wieder­
eingliederung des Verurteilten durch staatliche Kontroll­
maßnahmen unterstützt werden muß.
(2) Bei Verurteilung wegen Rowdytums und Zusammen­

rottung kann das Gericht auf die Zulässigkeit staatlicher Kon­
trollmaßnahmen durch die Deutsche Volkspolizei erkennen, 
wenn der Täter mit Freiheitsstrafe oder Verurteilung auf Be­
währung bestraft wird.

(3) Der Leiter des für den Wohnort des Haftentlassenen zu­
ständigen Volkspolizei-Kreisamtes erhält durch die gericht­
liche Entscheidung das Recht, dem Verurteilten Auflagen zu 
erteilen. Die Auflagen können umfassen
— die Verpflichtung zur Meldung bei einer Dienststelle der 

Deutschen Volkspolizei, einschließlich der vorherigen Mit­
teilung eines Arbeitsplatzwechsels sowie zusätzliche Melde­
pflichten;

— die Untersagung des Aufenthalts an einzelnen bestimmten 
Orten, zum Besuch bestimmter Örtlichkeiten oder des Um­
gangs mit bestimmten Personen.

Außerdem ist die Versagung, der Entzug oder die Einschrän­
kung staatlicher Erlaubnisse und Genehmigungen durch die 
zuständigen Organe zulässig. Durchsuchungen der Wohnung 
und anderer umschlossener Räume dürfen auch zur Nachtzeit 
durchgeführt werden.

(4) Die Kontrollmaßnahmen werden im einzelnen vom Lei­
ter des Volkspolizei-Kreisamtes festgelegt. Ihre Dauer beträgt 
mindestens zwei und höchstens fünf Jahre.

(5) Das Gericht kann im Urteil die nach § 47 Absatz 2 
Ziffer 2 vorgesehene Maßnahme mit der Wirkung aussprechen, 
daß die Zuweisung des Arbeitsplatzes der Genehmigung der 
Organe der Deutschen Volkspolizei bedarf.

(6) Verletzt ein unter Kontrollmaßnahmen Gestellter bös­
willig die ihm erteilten Auflagen, wird er nach § 238 bestraft.

1. § 48 regelt die Zulässigkeit staatlicher Kontrollmaßnahmen durch
die Organe der Deutschen Volkspolizei. Die Zulässigkeit dieser Kon­

trollmaßnahmen wird vom Gericht angeordnet und im Urteilstenor aus­
gesprochen; die Durchführung obliegt den Organen der Deutschen Volks­
polizei. Mit diesen Maßnahmen einer verstärkten Kontrolle wird der 
Wiedereingliederungsprozeß unterstützt.
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